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Wenn erwachsene Menschen 
aufgrund einer körperlichen, 
geistigen oder seelischen Ein-
schränkung wichtige Entschei-
dungen oder Geschäfte nicht 
mehr alleine tätigen können, 
sind Betreuungsbehörden da, 
um zumindest die rechtliche 
Fürsorge zu gewährleisten. Die 
Betreuungsbehörden können 
ihrer Aufgabe aber nur dann 
gut nachkommen, wenn auch 
die Datenlage über die Betreu-
ungen in ihrer Zuständigkeit 
selbst gut ist. Leider waren in 
unserer Prüfung die Daten re-
gelmäßig unvollständig oder 
fehlerhaft, weil 

sieben Jahre sind und nicht 

werden,

automatisch über ein Ver-
sterben betreuter Menschen 
informiert werden,

-
nitionen bestehen, ob zum 
Beispiel neue Betreuungen 

-

gen beinhalten, 

anderen Betreuungsbehör-
den nicht hinterlegt werden,

-
iert werden.

Förderlich wäre es, 

einen Datenabgleich mit dem 
Betreuungsgericht durchzu-
führen, um den Aufwand für 

zu minimieren, 

wie Checklisten, Muster-
schreiben, Berichtsvorlagen 
zu erarbeiten und sie landes-
weit mit den Betreuungsge-
richten abzustimmen, 

-
lich führbaren Betreuungen 
abhängig von den

 o individuellen Anforderun- 
  gen der Fälle, 

 
  treuer und 

 o eventuellen Unterstüt- 
  zungsleistungen 

 in den Arbeitsanweisungen 

-
er nur dann vorzuschlagen, 
wenn die Zahl der von ihm 
schon geführten Betreuun-
gen es erwarten lässt, dass 
eine persönliche Betreuung 
auch gewährleistet werden 
kann, 

-
beitsbelastung der Betreu-
ungsbehörden zu erheben, 
um die Personalausstattung 
bemessen und ggf. anpassen 
zu können,

Betreuungsbehörden und 
Betreuungsgerichten) ab-
gestimmtes Kennzahlen-

Kennzahlenvergleiche zu er-
lauben,

der Betreuungsbehörde zu 
dokumentieren, um einen 
unmittelbaren Vergleich mit 
der Querschnittsarbeit der 
Betreuungsvereine zu erlau-
ben,  

-
ungsvereine leistungsorien-
tiert zu vergeben, 

-
treuungsvereinen die kom-
munale Sozialplanung mit 
einzubeziehen, um eine Ab-
stimmung zu erleichtern, 

-
einsbetreuern Mitteilungen 
über die Zuwendungen kon-
sequent und vollständig ein-
zufordern.

Lesen Sie mehr zum Thema 
“Örtliche Betreuungsbehörden” 
im Kommunalbericht 2016, 
Hessischer Landtag, Drucksa-
che 19/3908 vom 2. Dezember 
2016, S.334 ff. 

Behörden müssen Daten erheben und abgleichen
von Dr. Ulrich Keilmann

Dr. Ulrich Keil-
mann leitet die 
Abteilung Über-
örtliche Prüfung 
kommunaler 
Körperschaften 

beim Hessischen Rechnungshof 
in Darmstadt.
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“Örtliche Betreuungsbehörden ”

THEMA

Personal, Versorgung, Versicherung und Finanzierung  
(BS/Jörn Fieseler) Ob mehr Personal in der Pflege, eine bessere Versorgung der ländlichen Regionen, die Bürgerversicherung oder die Finanzierung von Krankenhäusern: 
Sämtliche Parteien nehmen die Gesundheitspolitik ins Visier.
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Tarifvertrag Soziales
-

-
ge

privaten Krankenkassen 
Übergang zu gesetzlichen 
Kassen ermöglichen

-

verbindlichen Vorgaben: 

mehr
-

Heilberufen

-
sel bei Krankenhaus-

Versicherung

–versicherungen schaffen

-
-

higen Tarif für Beamte
-

Beihilfe

können, nicht nur bei 
Krankenversicherung, 

-
heitsversicherung für alle

-
grenzen abschaffen

abschaffen, private 
Krankenversicherung 
auf Zusatzleistungen 

-
sicherung analog zur 

mit gleichen Anteilen von 
Arbeitgebern und Arbeit-
nehmern

-
alversicherungsabkom-
men kündigen (es gilt der 
türkische Familienbegriff, 
der die Eltern zur Fami-

-
cherungsabkommen neu 
verhandeln

Versorgung

garantieren
-

-
ten Kliniken und Unikliniken ermöglichen

-
tionen

-
nung der gesamten medi-
zinischen Versorgung in 

Apotheken einbinden 

sicherstellen
-

gen

-
-

heitszentren der öffentli-
chen Hand

-
richtungen unterstützen

-
munen durch fachlich 
geschultes Personal 
kostenlose Beratung für 
Patienten anbieten, bei 

durch Investitionen 
sicherstellen

Praxen einführen 
-

entenakte alle relevanten 

-
heitskarte speichern

Finanzierung -
eine Honorarordnung für 

Bürokratie entlasten

integrative Ausbildung 
(erstes gemeinsames 
Ausbildungsjahr, danach 

-

von Altersrückstellungen
-

schen den Kassen

Leistungserbringern und 
Krankenkassen

-

-
gen einführen

vergüten

-
lungsmechanismus des 

-
prüfen und anpassen, 

risikostrukturausgleich 
-

onssicherer gestalten
-

heitssystem abschaffen

-
berufe besser bezahlen

Personalbemessungs-

für Hebammen und 
Entbindungshelfer 

und mehr Ausbildungs-

von Arbeitgebern und 
Arbeitnehmern

-

-
des bei der Versorgung (z. 

und Vernetzung von sta-

Versorgung 
-

akte für jeden

-

-
handlungsfehler 

-
versicherung für Hebam-
men

Vergütung ermöglichen

-
kassen neu verteilen

-

abschaffen

bereitstellen
-

fonds für Hebammen und 
Entbindungshelfer

Ausschreibungen und 

Arzneimitteln abschaffen

-
sel bei Krankenhausent-
gelten berücksichtigen

 MELDUNG

-
tungsgericht hat entschieden 

Gesetz bewilligter Gründungs-
zuschuss ist bei der Pensi-

Monaten, für die er bewilligt 

berücksichtigen. 
Geklagt hatte ein ehemaliger 

Bürgermeister einer Gemeinde 

Jahre nach seiner amtlichen 
Tätigkeit eine selbstständige 
Tätigkeit aufnahm und dafür 
über einen Zeitraum von neun 
Monaten einen monatlichen 
Gründungszuschuss erhielt. 
Den Zuschuss rechnete die 

Versorgungsausgleichskas-
se auf die Pensionsbezüge an 
und brachte diese für die letz-
ten drei Monate des Zeitraums 

Die Einkünfte aus selbstständi-
ger Tätigkeit hatten die erlaubte 

Dagegen prozessierte der frü-
here kommunale Wahlbeamte. 
er machte geltend, dass Ein-
künfte aus selbstständiger Tä-
tigkeit einheitlich über einen 

vollen Zeitraum von zwölf Ka-
lendermonaten betrachtet wer-
den müssten. Auch wenn Teile 
nur monatsbezogen ausbezahlt 
würden. 

Einkünfte aus selbstständiger 
Tätigkeit in einem Jahr auf das 

-
-

dungszuschuss. Der werde nur 
für die Monate berücksichtigt, 
in denen er gezahlt wurde, weil 

-
zierung handle. “Die Ruhensbe-
rechnung ist im Ergebnis nicht 
zu beanstanden”, urteilten die 
Richter vom zweiten Senat des 
Bundesverwaltungsgerichts 
unter Vorsitz von Ulf Domgör-
gen. 
Auch die Durchsetzung des 

Anspruchs seitens der Ver-
sorgungskasse ist rechtens 
gewesen. Diese hatte die über-
bezahlten Versorgungsbezüge 
auf zukünftige Versorgungsan-
sprüche aufgerechnet und diese 

-
kürzt. Diese dreimonatige Kür-
zung sei in diesem Fall nicht 
unzumutbar, so die Richter.

Keine Pension wegen Gründungszuschuss


